
 

Hinweise zum Besuchsaufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 

1. Zuständigkeit zur Visumerteilung 

Kraft Gesetzes (§ 63 Abs. 3 AuslG) sind die Botschaften und Generalkonsulate (Auslandsvertretungen) 
der Bundesrepublik Deutschland für die Visumerteilung verantwortlich. Das Auswärtige Amt wird bei der 
Entscheidung von einzelnen Visumanträgen grundsätzlich nicht befasst. Kenntnisse über den Stand 
einzelner, bei den Auslandsvertretungen anhängiger Verfahren liegen dem Auswärtigen Amt nicht vor. 

Zuständig für die Visumerteilung ist die Auslandsvertretung, in deren Amtsbezirk der Antragsteller 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt bzw. seinen Wohnsitz hat. 

In Ausnahmefällen und mit Zustimmung der für den Wohnsitz zuständigen deutschen Auslandsver-
tretung kann dem Antragsteller auch eine Auslandsvertretung, in deren Amtsbezirk er sich vorüber-
gehend aufhält, das zur Einreise erforderliche Visum erteilen. Diese Möglichkeit kommt insbesondere in 
Fällen von besonderer humanitärer, wirtschaftlicher oder politischer Bedeutung in Betracht. 

2. Bearbeitungsdauer 

Im Regelfall benötigen die Auslandsvertretungen zwischen zwei und vier Arbeitstagen, um über einen 
Antrag für ein Visum für einen kurzfristigen Aufenthalt zu entscheiden. Bei einem Antrag für ein Visum, 
das zu einem längerfristigen Aufenthalt oder zur Arbeitsaufnahme berechtigt, muss mit einer mehr-
monatigen Bearbeitungszeit gerechnet werden.  

Während der Hauptreisezeiten können Wartezeiten auftreten, bis der Antrag bei der Auslandsver-
tretung gestellt werden kann. Ist zur Einreise nach Deutschland ein Visum erforderlich, sollte der Antrag 
deshalb rechtzeitig gestellt werden. 

Wegen der geographischen Lage in der Mitte Europas ist die Bundesrepublik Deutschland ein wichtiges 
Ziel- und Transitland. Millionen Ausländer kommen jährlich zu einem kurzfristigen Aufenthalt nach 
Deutschland. Steigende Antragszahlen, Forderungen der Antragsteller nach einem verbesserten 
Kundendienst und der aus Wirtschaft und Politik lauter werdende Ruf nach einer rascheren und noch 
effizienteren Visumerteilung sind die Folge. Zusätzliche Anforderungen an die Auslandsvertretungen 
stellt auch die einheitliche Visumerteilung aufgrund des EU-Rechts im Rahmen des Schengener Durch-
führungsübereinkommens (siehe Schengener Übereinkommen). 

Diesen vermehrten Aufgaben stehen haushaltspolitische Zwänge gegenüber. Mit weniger Personal 
müssen mehr Anträge bei zumindest gleichbleibender Prüfqualität bearbeitet werden. 

Die hohe Zahl von ca. 2,8 Millionen erteilter Visa für kurzfristige Aufenthalte im Jahr 2001 konnte nur 
mit Hilfe modernster Technik verarbeitet werden ( wie z. B. Datenspeicherung, automatisierte Erstellung 
von Fernschreiben sowie maschineller Druck von Visumetiketten). 

3. Antragsverfahren 

Der Visumantrag ist vom Antragsteller grundsätzlich persönlich bei der Auslandsvertretung an seinem 
Wohnort mit allen erforderlichen Unterlagen einzureichen. Um zeitaufwendige Nachforderungen zu 
vermeiden, sollten Reisende sich rechtzeitig vor Reisebeginn mit der zuständigen Auslandsvertretung 
in Verbindung setzen und sich nach den jeweiligen örtlichen Besonderheiten in Bezug auf die Visum-
ausstellungsmodalitäten erkundigen. 



 

Das Visumantragsformular erhalten Reisende bei Antragstellung kostenlos von der jeweiligen Aus-
landsvertretung (in der ortsüblichen Sprachfassung). Die hier abrufbaren Formulare(deutsch, deutsch-
englisch, deutsch-französisch, deutsch-spanisch oder deutsch-russisch) können ebenfalls bei der 
zuständigen Auslandsvertretung eingereicht werden. Sie sind jedoch immer im Original (mindestens 
in einfacher Ausfertigung) und nur in der von der Auslandsvertretung benutzten Sprachversion vorzu-
legen. (Bitte erkundigen Sie sich zuvor bei der Auslandsvertretung, bei der der Antrag gestellt werden 
soll!) 

4. Voraussetzung für die Erteilung von Besuchsvisa 

Im Jahr 2001 stellten die deutschen Auslandsvertretungen 2.349.724 (2000: 2.232.502 ) Visa für 
kurzfristige Aufenthalte aus.  

Durch die Regelungen des Schengener Durchführungsübereinkommens berechtigen diese Visa 
grundsätzlich auch zu Aufenthalten bis zu 3 Monaten pro Halbjahr ohne Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit in: Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Island, Italien; Luxemburg; den 
Niederlanden, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden und Spanien (siehe Schengener Über-
einkommen). 

Bei der Erteilung von Besuchsvisa müssen die Auslandsvertretungen die einschlägigen ausländer-
rechtlichen Bestimmungen zu Grunde legen. Einen Anspruch auf ein Besuchervisum vermittelt das 
Ausländergesetz nicht. Das Visum darf erteilt werden, wenn die Anwesenheit des Ausländers 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland nicht beeinträchtigt oder gefährdet. Der Antragsteller muss 
nachweisen, dass sein Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland finanziell abgesichert ist. Er darf 
für seinen Besuch keine öffentlichen Mittel in Anspruch nehmen. Kann er Reise und Aufenthalt nicht 
aus eigenen Mitteln finanzieren, kann sich auch ein in Deutschland wohnhafter Gastgeber verpflichten, 
für alle aus dem Aufenthalt des Gastes in Deutschland entstehenden Kosten einschließlich der Kosten 
für eventuelle Krankenbehandlungen aufzukommen. Zuständig für die Aufnahme einer solchen Ver-
pflichtungserklärung nach §§ 82 ff. AuslG sind regelmäßig die deutschen Ausländerbehörden am 
Wohnort des Einladers. Darüber hinaus gibt es derzeit drei Versicherungen (das "Carnet de Touriste" 
des ADAC, der "Reiseschutzpass" der Reise-Schutz-AG und der "Travel Care Pass" der HanseMerkur 
Reiseversicherung AG), die neben einer Krankenversicherung auch die Verpflichtung zur Übernahme 
aller entstehenden Kosten nach § 82, 84 AuslG beinhalten. Die Auslandsvertretungen müssen zudem 
insbesondere zur "Rückkehrbereitschaft" und "Rückkehrmöglichkeit" des Reisenden eine positive 
Prognose abgeben. 

Bei diesen nicht einfachen und verantwortungsvollen Ermessensentscheidungen wird stets auf den 
einzelnen Antragsteller und dessen persönliche Verhältnisse abgestellt. In die Entscheidung fließen die 
besonderen Landes- und Personenkenntnisse der Auslandsvertretungen ein. Es werden aber auch die 
persönlichen Interessen des Antragstellers und gegebenenfalls vorliegende humanitäre und politische 
Belange berücksichtigt. Schließlich müssen die Sicherheitsinteressen der Schengen-Partner beachtet 
werden. Daher muss jeder Antrag einer Einzelfallprüfung unterzogen werden. 

Erfüllt der Antragsteller nicht die obigen Kriterien, muss der Antrag abgelehnt werden. Gleiches gilt, 
wenn im Verlauf der Prüfung deutlich wird, dass der Antragsteller einen anderen als den von ihm 
angegebenen Aufenthaltszweck verfolgt. 

Eine Ablehnung erfolgt in der Regel ohne Begründung, da die Versagung eines Visums nach § 66 
Absatz 2 Ausländergesetz und aufgrund internationaler Übung weder einer Begründung noch einer 
Rechtsbehelfsbelehrung bedarf. Jede Entscheidung im Visumverfahren muss der verwaltungs-
gerichtlichen Überprüfung standhalten. Gegen einen ablehnenden Bescheid im Visumverfahren kann 
der Betroffene unmittelbar beim Verwaltungsgericht Berlin Klage führen. Es ist jedoch empfehlenswert, 
wenn der Betroffene zunächst gegenüber der Auslandsvertretung remonstriert, d. h. widerspricht. Dies 
sollte möglichst schriftlich erfolgen. Die Auslandsvertretung wird den Antrag dann erneut prüfen. Hält 
die Auslandsvertretung an der Ablehnung fest, werden dem Antragsteller die dafür ausschlaggebenden 
Gründe hierfür schriftlich mitgeteilt. Diese Ablehnung wird zudem mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
versehen. 

 

 


